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Die Rückbindung von Parlamentsabgeordneten an die Partei, der sie
regelmäßig angehören, sorgt oftmals für Zündstoff. Besonders erregt es die
politischen Gemüter, wenn Abgeordnete gar aus Fraktion und Partei austreten
und sich einer anderen anschließen – so jüngst geschehen im Fall der
Abgeordneten Elke Twesten in Niedersachsen, die von den Grünen zur CDU(-
Fraktion) wechselte und so eine Regierungskrise samt Neuwahlen beschwor.
Fraktionswechsel als Legitimationsproblem?
Die Rechtslage ist klar. Nach Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG  bzw. den einschlägigen
landesverfassungsrechtlichen Normen sind die Abgeordneten „an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und
nur ihrem Gewissen unterworfen.“ Sie üben ein freies Mandat aus. Auch der Wechsel der Fraktion ist vor diesem
Hintergrund nicht zu beanstanden. Dennoch wird mit Rekurs auf demokratische Erwägungen moniert, ein
Fraktionswechsel sei jedenfalls nicht legitim. Es wird ein „Demokratieverlust“ attestiert.
Betont wird dabei vor allem, es sei zwischen einem direkt gewählten Abgeordneten und einem
„Listenkandidaten“ zu unterscheiden. Diese Behauptung ist freilich in rechtlicher Hinsicht mit Blick auf den
gleichen Status aller Abgeordneten nicht zu halten.
Sind danach rechtliche Fragen in diesen Zusammenhängen vordergründig leicht unter Verweis auf die
Statusrechte der Abgeordneten aufzuklären, bleibt – auch wenn man ausblendet, was hiervon der einsetzenden
Wahlkampfrhetorik geschuldet ist – die Frage virulent, wie solche Vorgänge mit Blick auf das Wahlrecht und das
Demokratieprinzip, auf die der schlichte Rekurs auf die Freiheit des Mandats zunächst die Sicht verstellt, zu
bewerten sind. Oder weiter zugespitzt: Kaschiert der Schutz des freien Mandats ein Legitimationsproblem?
Ganz grundlegend stellt sich hiernach die Frage nach dem demokratischen Status bzw. der Legitimation des
„Listenabgeordneten“. Diese ist mit Blick auf den Listenmandatsbewerber zu rekonstruieren, ohne dabei die
konkreten Umstände des Falls Twesten politisch bewerten zu wollen.
Verhältniswahl als Personenwahl
Das Bundeswahlgesetz (und korrespondierend die Landeswahlgesetze) gestalten auch die Wahl per
Zweitstimme als Personenwahl aus. Entgegen einem landläufigen Missverständnis, das eine Diskrepanz
zwischen öffentlicher Wahrnehmung und tatsächlicher Rechtslage begründet, werden auch mit der Zweitstimme
nicht etwa Parteien gewählt, die die von ihnen errungenen Mandate besetzen. Zwar stellen die Parteien Listen
mit Bewerbern auf. In der Aufstellung der Landeslisten findet die von Art. 21 Abs. 1 S. 1 GG  geforderte
Mitwirkung der Parteien an der politischen Willensbildung eine wesentliche Ausprägung. Entsprechend sollten
die Aufstellungsverfahren strengen Maßstäben unterliegen. Gleichwohl werden nur bestimmte Personen
gewählt. Durch die Listen wird zwar die Reihenfolge ihres Mandatserwerbs bestimmt wird. Es ist aber nicht
einmal Voraussetzung für die Aufstellung eines Listenkandidaten, dass dieser der entsprechenden Partei
angehört (§§ 21 Abs. 1 , 27 Abs. 5 BWahlG ), wenn dies auch regelmäßig der Fall ist.
Dass Personen und nicht Parteien gewählt werden, gibt nicht nur der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Wahl,
sondern bereits der Wortlaut des Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG zwingend vor. Die Legitimationskette verläuft vom
Wähler direkt zum Abgeordneten, ohne Zwischenschaltung seiner Partei. Folgerichtig müssen die Wahllisten der
Parteien vor dem Wahltag unabänderlich feststehen, sie sind danach jedem Einfluss entzogen. Die
Maßgeblichkeit der Personen innerhalb der zu wählenden Liste offenbart sich auch im namentlichen Teilabdruck
der Kandidaten auf dem Wahlzettel, § 45 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 BWO . Selbst kleinere Fehler in der Schreibweise der
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Namen der Personen begründen die Sorge vor einer Wahlanfechtung.
Der Eindruck des Wählers, er wähle eine Partei bzw. deren Inhalte, steht dem nicht entgegen: Es wird ein
bestimmtes personales Setting bestätigt, von dem die Partei am Tag der Listenaufstellung überzeugt ist bzw. das
sie für die Verwirklichung ihrer Programmatik für geeignet hält – nicht ein bestimmter Inhalt selbst.
Soweit man bestimmte politische Inhalte als mit der im Wahlakt ausgedrückten Legitimation verbunden ansehen
will, kann sich dies ohnehin nur auf den singulären Zeitpunkt der Wahl beziehen: Die Erfahrung lehrt, dass
Parteien ihre Inhalte auch in der laufenden Legislaturperiode wandeln – sei es durch äußere Einflüsse, die
bisherige Bewertungen ändern, sei es durch gänzlich neu gestellte Herausforderungen. Vollzieht ein
Abgeordneter einen Linienwechsel nicht mit, fragt sich, wer in diesem Fall vom Wählerwillen abweicht und
dadurch Legitimation einbüßt: der Abgeordnete oder die Partei? Dies zu bestimmen dürfte – schon aufgrund der
variablen Motivation der Wähler – kaum möglich sein.
Genauso irreführend ist die Annahme, bestimmte Koalitionsbildungen seien „gewählt“ worden bzw. hätten eine
Legitimation erhalten. Gerade der aufziehende Bundestagswahlkampf zeigt, dass die Parteien nicht stets mit
einer festen Koalitionsaussage in den Wahlkampf ziehen. Mögen auch Präferenzen bestehen, so werden doch
letztlich diejenigen Koalitionen gebildet, die eine regierungstragende Mehrheit garantieren – die Entscheidung
hierüber trifft aber der Wähler nur mittelbar durch die Sitzverteilung; letztlich liegt der Ball im Spielfeld der
Abgeordneten, die sich entschließen, eine bestimmte Koalition zu unterstützen, eine andere hingegen nicht.
Konsequenzen aus der Betrachtung als Personenwahl
Danach lässt sich die Wahl auch mittels der Zweitstimme aus rechtlicher Sicht eher als Personen-, denn als
Parteiwahl begreifen. Legitimiert werden Personen, nicht bestimmte Inhalte oder Mehrheiten. Die Freiheit des
Mandats, die den gewählten Abgeordneten schützt, ist die bloße Fortsetzung dieses Befunds in der
parlamentarischen Praxis. Es wäre ohnehin paradox, würde diese „Magna Charta des Parlamentsrechts“
demokratisch nicht legitimiertes Verhalten schützen.
Daraus folgt erstens, dass sich der Legitimationsakt im Listenwahlverfahren auf zwei Zeitpunkte verteilt: jenen
durch die Partei bei der Listenaufstellung sowie die Wahlhandlung des Wählers. Konsequenterweise kann ein
weiterer Einfluss der Partei auf Mandatsträger bzw. eine wechselseitige Rückbindung auch in legitimatorischer
Hinsicht nicht erfolgen. Dass für den Fall des Nachrückens eines Listenmandatsbewerbers nach § 48 Abs. 1 S. 2
BWahlG eine fortdauernde Parteimitgliedschaft gefordert wird und ein Austritt aus der Partei damit gleichzeitig
als antizipierter Mandatsverzicht aufgefasst wird, kann mit Blick auf Art. 21 GG für verfassungsgemäß gehalten
werden, es ist aber zumindest widersprüchlich.
Daraus folgt zweitens, dass die propagierte Unterscheidung von Direkt- und Listenmandat nicht trägt. Auch ein
Listenmandatsabgeordneter ist nicht nur innerparlamentarisch durch das freie Mandat geschützt, sondern
demokratisch als Person legitimiert, nicht als bloßer Vasall seiner Partei.
Wenn angenommen wird, der Fraktionswechsel eines Listenabgeordneten verzerre die Mehrheitsverhältnisse im
Parlament, der eines Direktkandidaten jedoch nicht, so ist dies spätestens seit Einführung des Vollausgleichs
von Überhangmandaten nicht mehr zutreffend: Direktmandate werden auf die der Parteiliste nach den
Zweitstimmen zustehenden Sitze vollauf angerechnet, nehmen also am Proporz in gleicher Weise teil.
Conclusio: Auch dem Listenmandatsinhaber steht der Fraktionswechsel offen. Er ist dabei nicht nur
statusrechtlich in gleicher Weise frei wie der direkt Gewählte. Der Wechsel ist auch unter
Legitimationsgesichtspunkten nicht bedenklich. Fragen des „politischen Anstands“ sind hiervon zu trennen und
freilich jedem selbst überantwortet.
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